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Beklagte und Revisionsbeklagte9

hät der 4D Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 10 Juli 19599 an
der mitgewirkt haben

Bundesrichter F e c h n e r
als Vorsitzender?

Bundesrichter Dro L a n g k e i t und

Bundesrichter Dr„ D a p p r i c h
als weitere Berufsi‘ichter9

Bundessozialrichter Dr„ Scheithauer und

Bundessozialrichter M ü l l e r
als ehrenamtliche Beisitzer‚

für Recht erkannt:

Ahf die Revision der Klägerin wird das Urteil
des Bayerischen Landessozialgerichts in München

V9m 210 Oktober 1958 aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Bayerische Landessozialgericht

JQYütävzywäéwzxa '

Von Rechte wegen°
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Die 1891 geborene Klägerin hatte als Dienstmagd von 1907 bis

1912 insgesamt 156 Wochenpflichtbeiträge zur Invalidenver—

sicherung entrichteto Sie hat dann als Landwirtsehefrau erst

im Jahre 1953 wieder mit der Zahlung freiwilliger Beiträge

begonnen, und zwar zahlte sie rückwirkend vom Jahre 1951 an
für jedes Jahr bis einschließlich 1955 je 52 Wochenbeiträge°

Am 140 März 1956 beantragte die Klägerin bei der Beklagten
die Gewährung der Invalidenrenteo In der am gleichen Tage
Verrechneten Quittungskarte Nr° 9 waren echt Wochenbeiträge

für das Jahr 1956 enthalten„ Die Beklagte lehnte diesen An—

trag im August 1956 ab? da sie_nach den von ihr eingeholten

ärztlichen Gutachten noch keine Invalidität annahm° Währenä

die gegen diese Rentenablehnung vor dem Sozialgericht (SGO)

Nürnberg erhobene Klage schwebte‚ "entrichtete" - wie das an—
gefochtene Urteil in seinem Tatbestand festgestellt hat —
"die Klägerin — nach ihren Angaben im Januar 1957 — weitere

44 freiwillige Wochenbeiträge (Jahresaufdruck 1956) für das

Kalenderjahr 1956" "in der am 190 Juli 1956 ausgestellten

und am 260 Januar 1957 aufgerechneten Quittungskarte Nro 10"°
Pas Verfahren vor dem SG„ endete nach Einholung eines weiteren

ärztlichen Gutachtens mit dem Abschluß eines gerichtlichen

Vergleichs am 21° März 1957? nach dem die Beklagte der Kläge—

rin vom 10 April 1957 an die Rente wegen Berufsunfähigkeit

gewährteo

In Ausführung dieses Vergleichs setzte die Beklagte durch Be—

scheid vom 250 Oktober 1957 die Rente wegen Berufsunfähigkeit

auf monatlich4„——mwfest; gleichzeitig lehnte {sie in diesem
Bescheid die-Durchführung der im Art° 2 @42 der Neuregelung
äes Arbeiterrentenversicherungsgesetzcs (ArVNG) vorgesehenen
Vergleichsberechnung ab, weil die Anwartschaft der Klägerinv

nicht aus gllgg vor dem 10 Januar 1957 entrichteten Beiträgen
erhalten‚ vielmehr aus den für die Jahre 1907 bis 1912 ge—

. zahlten Beiträgen erloschen sei°
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Auf die hiergegen erhobene Klage verurteilte das SG° Nürnberg

die Beklagte am 1° Juli 1958 kostenpflichtig9 die Vergleichs_

berechnung durchzuführeno

Die Beklagte legte gegen dieses Urteil Berufung ein mit dem

Antrag9 die Klage unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

abauweigen; die Klägerin beantragte demgegenüber in ihrer am

10 Juli 1958 eingelegten unselbständigen Anechlußberufung‚ die

Beklagte zur Gewährung einer Rente in der nach der "Vergleichs—

berechnung" sich ergebenden Höhe zu verurteilen; nach der Fest—

stellung des Landessozialgerichts (LSGO) beläuft sich diese

nach altem Recht einschließlich des Sonderzuechusses nach Art(: 2

5 56 ArVNG berechnete Rente auf 760—- DM„

Das LSGO wies die Klage unter Aufhebung des sozialgerichtlichen

Urteils ab° Es hält die Berufung ebenso wie die Anschlußberufung

für zulässige

In der Sache selbst sei die von der Beklagten eingelegte Beru—

fung schon um deswillen begründet‚ weil die "bloße Durchführung

der Vergleichsberechnung" gar nicht zum Gegenstand der Verur—
/Eeilung der Beklagten habe gemacht werden können, so daß das
die Beklagte durch diesen Tenor beschwerende Urteil aufzuheben

sei„

Die sachliche Entscheidung der Frage? ob die über die Ver—

gleichsberechnung sich ergebende höhere Rente zu gewähren sei?

auf die es hinsichtlich der Anschlußberufung ankomme, hänge ein—

zig davon ab? ob die Anwendung des Art° 2 5 42 ArVNG voraussetze,

daß die Anwartschaft aus gllgg in Frage kommenden Beiträgen er—
halten sei° Das erkennende LEGO habe zwar im Falle des Art° 2

€ 17 Abs, 1 Satz 2 ArVNGfür die Gewährungder Hinterbliebenen——
rente die Auffassung vertreten? daß es ausreiche, wenn dort die

Anwartschaft aus der in jener Vorschrift vorgeschriebenen Min—

destzahl von Beitragswochen aufrecht erhalten sei° Jener Fall

unterscheide sich jedoch grundlegend von der hier zu entschei-

denden Frage9 da dort nicht nur die Leistungshöhe, sondern der

Anspruch als solcher in Frage stehe und sich aus der Bestimmung

des @ 17 Abso 2 die jeweils für die Anwartschaftserhaltung er—
forderliche Zahl von Beitragsuochen entnehmen lasse° Demgegen—
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über könne es bei Art„ 2 5 42 ArVNG nicht genügen? wenn die
Anwartschaft aus so vielen Beiträgen erhalten sei? daß nach

altem Recht eine Rentenleistung hätte gewährt werden müssen;

diese Auffassung führe dazu„ daß uoUo über 5 1263 a der
Reichsversicherungsordnung alter Fassung (RVG aoFo) bereits

die Erhaltung der Anwartechaft aus einem einzigen Beitrag für
die Anwendung des 5 42 aoa„0° hinreiche‚ was bei einer Ent—

richtung von zwei oder mehr Beiträgen vor dem 1° Januar 1957

dem insofern klaren Wortlaut des 5 42 acaoo° zweifellos nicht

genügeo '

Da ausdrücklich zahlenmäßige Bestimmungen darüber fehlten‚ aus

wie vielen Beiträgen die Anwartschaft erhalten sein müsse5 sei
somit für die Auslegung des 5 42 a„aoo° in erster Linie sein

Wortlaut maßgebend° Aus den Worten "aus den eco Beiträgen"
könne wörtlich nur entnommen werden9 daß die Anwartsehaft aus

allen Beiträgen erhalten sein müsse° Diese enge Auslegung sei

auch deshalb gerechtfertigt? weil 5 42 a°a„0° eine Ausnahme—

vorschrift sein Auch dem Sinn der Vorschrift werde nur diese

Auslegung gerecht‚ da die Bestimmung nur Versicherte mit re—

lativ guter Beitragsleistung habe begünstigen wollen, wie sich

auch aus dem weiteren Erfordernis, daß vom 10 Januar 1957 ab

sogar für jedes weitere Kalenderjahr 9 Beiträge nachgewiesen

sein Küssen? ergebeo

Die Klägerin werde durch diese Lösung allerdings schlechter

gestellt? als wenn sie die Beiträge für die.Jahre 1907 bis

1912 überhaupt nicht entrichtet haben würde° Bereits dem al—

ten Recht seien jedoch ähnliche ungünstige Auswirkungen durch—

aus nicht fremd gewesen‚ wie insbesondere die Halbdeckungs—

berechnung (@ 1265 RVO a„Fo) zeige° Die auftretenden Rechts—
nachteile ergäben sich in Wirklichkeit in diesem Falle auch

gar nicht aus der Entrichtung lange zurückliegender Beiträge9

sondern durch die Unterlassung der Beitragsleistung in den

darauf folgenden Zeitabschnitteno *

Auch eine Verletzung des Grundgesetzes (GG) liege nicht vor;

5 42 acaoo° stelle ohnehin bereits eine begünstigende Über—
gangsvorschrift dar°
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Bei der Klägerin sei die Anwartschaft aus den Beiträgen für

die Jahre 1907 bis 1912 nicht erhalten, da in den Jahren 1924

bis 1948 nicht wenigstens ein Beitrag entrichtet sei und auch

etwaige anwartsohaftserhaltende Ersatzzeiten nicht vorlägen°
Die Anwartschaft für jene früheren Zeiten könne auch über die

Halbdeckungsv0rschriften nicht als gewahrt angesehen werden,

da bis zum 1° Januar 1957 nur 486 Beiträge entrichtet seien,
während 1274 Beiträge erforderlich gewesen wären()

Da somit die Anwartschaft nicht aus allen von der Klägerin
jemals entrichteten Beiträgen am 10 Januar 1957 erhalten sei,

sei die Klage unbegründet, wobei die Frage, ob die für 1956

entrichteten Beiträge noch rechtzeitig im Sinne des 5 42 aaa,0°
entrichtet seien, offen bleiben könne“

Das LSG, hat die Revision gegen sein am 17° November 1958 zu—

gestelltes Urteil zugelassen; die Klägerin hat unter Antrag—

stellung am 260 November 1958 Revision eingelegt und sie

gleichzeitig begründet, Sie rügt die Auslegung, die das LSG°

dem 5 42 a,aoo° gegeben hat, als rechtsirrig; für die Anwendung

dieser Bestimmung reiche es aus, wenn die Anwartschaft am 1° Ja—

nuar 1957 überhaupt erhalten gewesen sei, Die Klägerin beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Berufung der Be-

klagten gegen das Urteil des SG, zurückzuweisen und unter gleich—

zeitiger Abänderung“des Urteils des SG° die Beklagte kosten—

pflichtig zur Zahlung einer Rente von monatlich 76,—— DM zu ver—
urteilen, hilfsweise jedoch, die Sache an das LSG° zurückzuver—

weisen°

Die Beklagte beantragte demgegenüber Zurückweisung der Revision,

Sie ist der Auffassung, daß 5 42 a,aoo, nicht etwa stets eine
Besserstellung der Berechtigten beabsichtige, wie sich zoB° dar—

aus ergebe, daß seine Anwendung für die späteren Jahre noch je

neun weitere Monatsbeiträge erforderea Der Übergang von der Min—

dest— zur Beitragerente habe eine Umstellung bedingt, die von
beiden Teilen gewisse Gegenleistungen erfordereo Nur wer die An—

wartschaft vollständig erhalten habe, könne die auf Kosten des

Risikos des Versicherungsträgers gehende alte Rente beanspru—
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chen; @42 a„a„oo sei daher nicht etwa aus Billigkeitsgründen
.;roßzügig9 sondern als Ausnahmevorschrift mit dem LSG° eng
auszulegen°

‘Wenn der Gesetzgeber die Erhaltung der Anwartschaft nicht aus
allen Beiträgen hätte fordern.wollen9 so würde er dem 5 42

aoaoo° eine andere unkompliziertere Fassung gegeben haben‚

etwa durch die Ersetzung der Rbrter "o°„ vor dem °°o" durch

die Wörter ”o„„ zur Erfüllung der Wartezeit erforderlichen?

bis zum o„"o

Eeiesheiéersseriieé_ei

Die Revision ist irist— und formgerecht unter Stellung eines

Revisionsantrages eingelegt und begründet werden; sie ist vom
LSG° zugelassen und damit statthafto

Die Revision ist auch begründet°

I

Verfahrensmäßige Bedenken bestehen nicht° Das LSG° hat, da

kein Berufungsausschließungsgrund nach @@144 ffo des Sozial—

gerichtsgesetzes (SSG) vorliegt und die Parteien durch das
sozialgerichtliche Urteil beschwert sind? deren Berufungen

zutreffenderweise für zulässig angesehen; ebenso ist gegen

die Änderung der Klage im Wege der unselbständigen Anschluß—

berufung durch Übergang zu dem Antrag auf Zahlung der begehr—

ten Vergleichsrente selbst nach 5 99 Abs„ 1 und 2 SGGnichts
einzuwenden° Obwohl im Tenor des Urteils des LSG„ eine aus—
drückliche Erwähnung dieser Anschlußberufung unterlassen ist,

ist mit dem Urteilsausspruch, die Klage werde abgewiesen9 doch

eindeutig klargestellty daß auch über diese Anschlußberufung

sachlich entschieden werden sollte und entschieden werden ist„
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II

Mit dem LSG° ist dav0n auszugehen, daß die Anwartsohaft aus den

von 1907 bis 1912 entrichteten Beiträgen nicht erhalten ist°

Unter Zugrundelegung der unangefochtenen Feststellungen des LSGQ

ist die Anwartschaft für jene Zeiten erloschen und mangels Zah—

lung auch nur eines neuen
Beitrages während der Zeit von 1924

bis 1948 nicht wieder aufgelebt° Die Anwartschaft gilt auch über

die Halbdeckungsvorschriften nicht als erhalten9 weil die ins—
gesamt geleisteten Beiträge die für die Halbdeckung erforderli—

che Anzahl bei weitem nicht erreichen‚ so daß auch insoweit nicht

an eine Erhaltung der Anwartschaft aus allen geleisteten Bei—

trägen gedacht werden kann°

Für seine Auffassung9 die Anwartschaft müsse aus allen Beiträgen

erhalten sein9 führte das LSG; zunächst aus, daß mangels Feh—
lens einer Bestimmung‚ aus wie vielen BeitragswoChen die Anwart—
schaft erhalten sein müsse? die bloße Tatsache der Anwartschafts—

erhaltung bei Anwendung des 5 42 aoaoo° zu von dem Gesetzgeber

nicht gewollten Ergebnissen führen könne und aus diesem Grunde

nicht als richtig anzunehmen sei„ Diese Begründung greift nicht

durch()

@42 aoaoo° ist eine Vorschrift‚ die den Gedanken der Besitz—
standswahrung über den Kreis der bereits rentenberechtigten Alt—

rentner (Arte 2 5 56 ArVNG) hinaus aus Billigkeitserwägungen

auch auf diejenigen Versicherten ausdehnt9 die im Zeitpunkt des

Inkrafttretens der Neuregelung noch keine Rente beziehen9 nach

den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften jedoch bei

Eintritt des Versicherungsfalles eine höhere Rente zu erwarten

hätten? als diese sich nach dem neuen Recht stellen würde° Die

Vorschrift ist demnach gerade ersichtlich in erster Linie für

jene Gruppen von Versicherten geschaffen, die nach dem bisheri—

gen Recht — unabhängig von Zahl und Höhe der für die Rentenbe—

rechtigten angereohneten Beiträge — Lnspruch auf eine Mindest—

rente gehabt hätten, da sich gerade bei diesen die beitragsge—

rechte Rente wohl stets erheblich niedriger stellen würde„ Für

die Begünstigung des 5 42 aoaooo wurde deshalb auch nur eine
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fünfjährige Übergangszeit vorgesehen9 da bei fortlaufender
Beitragszahlung nach Ablauf dieser Frist ein voller Ausgleich

in der Rentenhöhe nach der alten und der neuen Berechnung zu
erwarten war (vgl„ hierzu Bundestagsdrucks° Nro 3080 so 24)0

Voraussetzung für jeden auf der Grundlage der Vorschriften des

alten Rechts zu berechnenden Anspruch war — abweichend vom

neuen Recht — zusätzlich die Erhaltung der Anwartschaft° Es

ist daher durchaus einleuchtend9 daß der Gesetzgeber diesen

schon ohnehin weitgehenden Besitzstandsschutz nur jenen Ver—

sicherten zugebilligt hat‚ bei denen diese nach altem Recht

unbedingt notwendige Voraussetzung erhalten Wera Mit seinen

Erwägungen9 die vom Fehlen einer vom Gesetzgeber vorgesehenen

Mindestzahl von Beitragswochen für die Erhaltung der Anwart—

schaft ausgehen? trägt das LSGO demgegenüber Wartezeitliche

Vorstellungen in den Begriff der Anwartschafto Die Wartezeit

erfordert allerdings begrifflich stets9 daß der Versicherte
eine bestimmte Mindestzeit der Versichertengemeinschaft ange—

hört haben muß, bevor er Ansprüche an sie stellen kann° Sie

ist‚ SOWeit und solange die Beitragszeiten‚ auf denen sie be—

ruht‚ überhaupt nach den jeweiligen gesetzlichen Vorschriften

als anrechnungsfähig anzusehen sind? eingal zu erfüllen und

nach ihrer Erfüllung statisch? dauernd vorhanden„

Das Institut der Anwartschaft diente ganz anderen Zwecken;

Es wollte im Grunde nur denjenigen Versicherten einen An—

spruch auf Versicherungsleistungen einräumen9 die durch bis

zum Versicherungsfall laufend fortgesetzte Beitragszahlungen

ihre Zugehörigkeit und Verbundenheit mit der Versicherung be—

wiesen hatten; daher sah das Gesetz bei der AhWartschaft die

Notwendigkeit des fortlaufenden (dynamischen) Erhaltene9 die
‘Möglichkeit des Verfalls von Beitragszeiten, wenn hinterher

eine Unterbrechung jener laufenden Erhaltung eintrat‚ aber

auch wieder die Möglichkeit eines Wiederauflebens und Erneu—

erns der Anwartschaft bei erneuter laufender Beitragszahlung

voro Dieser Sinn der Anwartschaft wurde im Grundsätzlicheh

auch nicht dadurch geändert‚ daß der Gesetzgeber aus Billig—

keiteerwägungen die fiktive Anwartschaftserhaltung durch Halb—

deckung und zum Teil überaus weitgehende Erleichterungen für
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die Anwartschaftserhaltung selbst (insbesondere durch 5 4 Abso1

des Sozialversicherungsanpassungsgesetzes —SVAG—) einführteo

Für die einzig bedeutsame Frage9 ob die Anwartschaft erhalten

ist9 spielt es demnach allerdings eine ausschlaggebende Rolle9

ob die für eine Anwartschaftserhaltung erforderlichen Beiträge

vorhanden sindn Unbeachtlich ist jedoch in diesem Zusammenhang9

ob neben jenen Beiträgen noch andere Beiträge geleistet sind?

die für die Anwartschaftserhaltung nicht angerechnet werden

könn‘emArt 2 5 17Abso2 ArVNG‚auf dendasLSG°sich dafür
beruft‚ daß dort nach seiner Rechtsprechung die Aufrechterhal—

tung der Anwartschaft nur aus einem Teil der gezahlten Bei—

träge ausgereioht habe9 paßt nicht in den vorliegenden Zusammen—

hang° Das Erfordernis einer Mindestbeitragsdauer ist in @ 17

ArVNG durchaus ordnungsgemäß allein für die Erfüllung der War—
tezeit vorgeschriebeno Wenn das LSG° in diesem Zusammenhang da—

VOn ausgegangen ist? die Anwartschaft müsse aus mindestens den—

selben Beitragswochen aufrecht erhalten sein? so ist dies nur
eine Konsequenz daraus9 daß die früheren Zeiten9 aus denen die

Anwartschaft erloschen wars auch auf die Wartezeit nicht ange—
wendet werden können°

In Wirklichkeit laufen die vom LSG° erhobenen Bedenken demnach

darauf hinaus9 daß 5 42 aoaoO„ nach seinem Wortlaut nicht
zu—

sätzlich auch noch erfordert‚ daß im Zeitpunkt des Inkrafttre—

tens der Neuregelung neben der Erhaltung der Anwartschaft auch

noch die Erfüllung der Wartezeit nach altem Recht erfüllt sein

müsse9 um die Gewährung der nach den alten Vorschriften errech—

neten höheren Leistung auszulösen° Es ist zuzugeben9 daß hier

möglicherweise eine unklare Fassung oder eine Lücke im Gesetz

vorliegt? die allerdings nur in jenen Fällen zum Tragen kom-

men könnte9 in denen die Wartezeit im Zeitpunkt des Versiche—
rungsfalles nur nach neuem9 nicht aber nach altem Recht er—
füllt ist° Im vorliegenden Fall? in dem die Wartezeit nach neu-

em wie nach altem Recht zweifelsfrei erfüllt ist? braucht auf

diese Frage nicht näher eingegangen zu werdeno

Da in den Fällen‚ in denen die Anwartschaft aus lange zurück—
liegenden Beiträgen nicht mehr erhalten ist, diese Beiträge
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nach altem Recht auch bei der Errechnung der Rentenhöhe un—

berücksichtigt gelassen werden? ist auch nicht zu befürch—
ten9 daß die Vergleichsberechnung diejenigen Versicherten9

deren AnWartschaft nicht aus allen Beiträgen erhalten ist?

ungerechtfertigt bevorzugen könnte‚ wenn man von der gerade

gewollten Besserstellung durch die für diesen Kreis in Frage
kommende Mindestrentenregelung absiehtc

Schließlich ist allerdings einzuraumen9 daß der Versicherte
in Fällen wie dem vorliegenden ohne jene verfallenen Beiträge

zu der seinen Anspruch allein begründenden freiwilligen Wei—
terversicherung gar nicht berechtigt gewesen wäre; daraus

kann jedoch ebenfalls nicht abgeleitet werden9 eine Ver—
gleichsberechnung komme nicht in Frage, da es für die Rege—

lung des @42 aoaooo gänzlich unerheblich ist? auf Grund wel—
cher Berechtigung die der Vergleichsberechnung zugrunde zu

legenden wirksamen Beiträge früher einmal entrichtet sindo

III

Es verbleibt somit noch als weitere‚ vom LSG° als besonders

wesentlich herausgestellte Argumentation für die Annahme? die

Anwartschaft müsse aus allen Beiträgen erhalten sein? der ge—

setzliche Wortlauta Es erscheint unrichtig‚ wenn das LSG° an—

nimmt9 @ 42 agaooo könne nur in der von ihm angenommenen Wei—

se verstanden werden„ Bei unbefangener Betrachtung des 5 42

Satz 1 a„aooo ergibt sich vielmehr eine entéegengesetzte Auf—

fassung° Das sprachliche und inhaltliche Gewicht des Bedin—

gungssatzes liegt auf den Wörtern "too wenn 00„ die Anwart—

schaft ooo erhalten war"° Es ist bereits oben ausgeführt? daß

die Erhaltung der Anwartschaft Grundlage aller zu dem Besitz—

standsschutz des 9 42 a„aooo führenden Billigkeitserwägungen

war° Die drei weiteren näheren Zusätze: 1) "aus den vor dem

lt Januar 1957 entrichteten Beiträgen „oo"‚ 2) "con zu diesem

Zeitpunkt" und 3) "nach den bis dahin geltenden Vorschriften"
sind daher auch nur als Einschränkungen aufzufassen‚ die ge—
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währleisten sollen? daß im Zeitpunkt des Auslaufens der Herr—

schaft des alten Rechts einem Rentenanspruch des Versicherten

jedenfalls anwartschaftsrechtliche Gesichtspunkte nicht ent—

gegehständen; es kam demnach nur dann? wenn der Versicherte

ohne das Inkrafttreten des neuen Rechts bei einem damals ein—
getretenen Versicherungsfall einen Anspruch auf eine nach al—

tem Recht zuzubilligende Rente gehabt hätte, eine Besitzstands—

sicherung überhaupt in Frageo Der zu dem Wort "Beiträgen" ge—

hörende Artikel "den" ist unbetont zu lesen„

Wesentlich ist nach dem Wortlaut allein die Erhaltung der An—

wartschaft in einem bestimmten Zeitpunkt° Wenn zum Teil aus

Bestimmungen wie @ 1264 Abso l‚ 2„Halbsatz oder 9 1309 a Abs„ 4

EVO aaF° gefolgert wird (zoBc Jahn‚ Zfso 1957 SD 317)‚ weil in

jenen Bestimmungen "den" gleichbedeutend sei mit "allen"? müsse
dies auch hier angenommen Werden‚ so liegt der entscheidende

Fehler dieser Deduktion darin9 daß es sich in jenen Fällen um
den vom Gesetzgeber vorgeschriebenen Zerlust irgendWelcher Be—
rechtigungen oder Ansprüche handelt; bei einer solchen Bestim—

mung ist jedoch»notwendigerweise "den" stets gleichbedeutend mit

'"allen bisherigen“; ganz anders liegt es_dagegen9 wenn — wie

hier —vorgeschrieben ist? daß eine Berechtigung grhg}tgé sein
müsse; dann hat man — sprachlich wie logisch — darauf abzustel—

len„ daß einzig diese Erhaltung wesentlich ist° Will der Ge—

setzgeber in einem derartigen Fall die Erhaltung — abweichend

von den von ihm sonst vorgeschriebenen Voraussetzungen —
nur}

unter Einhaltung verschärfter Voraussetzungen zulassen (hier

Anwartschaftserhaltung ausnahmsweise aus allen Beiträgen)‚ so

muß er dies besonders vorschreibeno

Es trifft schließlich auchnicht zu, daßdann9wenndie Erhal—
tung der Anwartsohaft schlechthin9 also nicht nur aus allen

Beiträgen9 vorgeschrieben werden sollte9 eine andere Fassung

zweckmäßig gewesen wäre; die von der Beklagten empfohlene Fas—

sung erscheint entgegen ihrer Meinung durchaus kompliziert und

zu sonstigen Auslegungsschwierigkeiten anlaßgebend; die viel—

leicht klarste Fässurg9 die in einem einfachen Fortlassen des

bestimmten Artikels "den" bestanden hätte, ist offenbar aus
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Gründen des Sprachempfindene nicht gewählt worden°

Zu welchen bedenklichen Ergebnissen die Rechtsauffassung des

LSG° führt9 zeigt besonders deutlich die Verteidigung der ein—

getretenen Schlechterstellung der Klägerin allein durch die
Tatsache ihrer früheren Beitragszahlungo Irgendein sinnvoller

Grund9 Versicherte schlechter zu stellen9 weil sie außer den

ihre Anwartschaft erhaltenden Beiträgen zusätzlich früher

noch weitere zusätzliche Beiträge geleistet haben? ist

schlechterdings nicht zu erkenneno Eine verschiedene Behand—

lung würde vielmehr, entgegen der Auffassung des L8Ch9 durch-

aus berechtigte Bedenken in Richtung einer Verletzung des

grundgesetzlichen Gleichheitssatzes hervorrufen können° Wenn

das LSG° auf die angebliche Schlechterstellung bei der Be—
rechnung der Halbdeckung hinweist9 so handelt es sich dabei

um einen völlig anderen Sachverhalt° Mit den Halbdeckungsvor—

schriften hat der Gesetzgeber, wie oben bereits kurz gestreift

wurde9 aus Billigkeitserwägungen vorgesehen‚ daß Versicherte9

die ihre Anwartschaft unzweifelhaft verloren hatten‚ so zu be—

handeln seien‚ als ob die Anwartschaft noch bestehe; Voraus—

setzung dafür war‚ daß diese Versicherten während ihrer ge—
samten Versicherungszeit insgesamt mindestens ebenso lange

zahlende Mitglieder gewesen waren, wie sie für ordnungsmäßige

Anwartschaftserhaltung der Versicherung hätten beitragszahlend

angehören müssen° Wenn in diesem Falle zur vergleichbaren Be—

rechnung die gesamte Zeit vom ersten Eintritt an der Versiche—

rung zugrunde gelegt wurde9 so war das eine aus dem Sinn jener

begünstigenden Vorschrift durchaus erklärliche Forderungw

Rückschlüsse auf Fälle echter Anwartschaftserhaltung-lassen

sich daraus nicht zieheno

Die Auffassung des LSG„9 eine nach 5 42 aoaoo° zu berechnende

Rente könne nur gewährt werden‚ wenn die Anwartschaft aus al—

len bis zum Inkrafttreten der Neuregelung entrichteten Bei—

trägen erhalten war„ erweist sich somit in Übereinstimmung

mit der bisher bereits überwiegend vertretenen Auffassung als

unrichtig° Der Anspruch der Klägerin scheitert mithin nicht

bereits daran9 daß die Anwartschaft jedenfalls nicht aus allen

bisher geleisteten Beiträgen erhalten ist„
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IV

Es kommt daher nunmehr entscheidend darauf an‚ ob - was das

LSG„ von seinem Rechtsstandpunkt aus dahingestellt lassen

konnte — die Anwartschaft der Klägerin bei Inkrafttreten des

ArVNG überhaupt erhalten war°

V

Nach 5 42 aoaooo besteht nur dann Anspruch auf eine nach al—

tem Recht zu berechnende höhere Rente, wenn die Anwartschaft

aus den vor dem 10 Januar 1957 entrichteten Beiträgen zu die—

sem Zeitpunkt nach altem Recht erhalten war„ Im Januar 1957

geleistete Beiträge sind jedoch nicht 293 dem 10 Januar 1957
“entrichtet" worden; denn mit diesem Wort "entrichten" be—

zeichnet der Gesetzgeber stets die tatsächliche Zahlung9 wie

sich dies besonders deutlich aus den Vorschriften der 55 1442

bis 1444 RVG aoFo bzw„ 1418 bis 1420 EVO n„F° ergibt, bei de—

nen es gerade auf den Gegensatz zwischen tatsächlicher Zahlung

(gleich Entrichtung) und Wirksamkeit für eine davon abweichen—
de Zeit ankommt° Die Frage des Entrichtens hat somit mit der

Frage? für welchen Zeitraum die Beiträge wirksam anzurechnen

sind? nichts zu tun° Gerade @42 a„aoo° zeigt im zweiten Teil
seines zweiten Satzes deutlich9 daß der Gesetzgeber hier durch—

aus bewußt zwischen Zeiten9 zu denen die Beiträge entrichtet

werden? und Zeiten9 für die sie entrichtet werden‚ unterschei—

det° Entrichtet sind erst im Januar 1957 geleistete Beiträge
auch dann in diesem Monat? wenn sie für das vorhergehende Jahr

1956 gelten° Nach 5 42 aoaooo erhalten jedoch nur Beiträge? die
vor dem 10 Januar 1957 entrichtet sind? nicht auch Beiträge‚

die für die Zeit vor dem 10 Januar 1957 entrichtet sind, diese
Anwartschafto Eine entsprechende Vorschrift findet sich auch
in Arte 2 5 4 Abs„ 1 ArVNC—9wo der Gesetzgeber die Besitz—
standswahrung bewußt an die tatsächliche Entrichtung mindestens

eines Beitrags Vor einem bestimmten Zeitpunkt geknüpft hat;
ebenso spielte seinerzeit bei 5 4 Abs° 2 SVAG die auch im vor—
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liegenden Falle wesentliche Unterscheidung zwischen dem Zeit—
punkt der tatsächlichen Beitragsentrichtung und dem Zeitraum‚

für den der Beitrag gelten sollte? eine entscheidende Rolle„
Es läßt mithin schon die sprachlich eindeutige Fassung eine

die Rechtsfolgen des 5 42 Wirksar durch Anwartschaftser—
haltung auslösende Beitragezahlung nach jenem Zeitpunkt nicht
zu0

Nach dem Wortlaut des 5 42 anaco° kommt es ferner darauf an?
daß die Anwartschaft aus den vorher entrichteten Beiträgen

"zu diesem Zeitpuhkt"9 doh„ am 1„ Januar 1957‚ erhalten war°
Wenn am 10 Januar 1957 die fehlenden Beiträge noch nicht ent—'

richtet waren9 so war nach den bis zu diesem Zeitpunkt gel—

tenden Bestimmungen die Anwartschaft zu diesem Zeitpunkt tat—

Sächlich erloschen° Die Möglichkeit9 diese Anwartschaft nach
dem 10 Januar 1957 durch Zahlung weiterer Beiträge rückwirkend
wieder aufleben zu lassen? wurde durch das Inkrafttreten der

von -jenen abweichenden Vorschriften des neuen Rechts ausge—
schlossen{)

Der Gesetzgeber hat auch keine Fiktion aufgestellt‚ durch die

eine spätere Entrichtung der tatsächlichen Entrichtung vor

Ablauf des sonst in Frage kommenden Zeitpunkts gleichgestellt

wird9 wie er dies ZQBO für den Fall der nachträglichen Bei—

trags2ahlung in angemeSsenerFrist nach Mahnungbzwo Bereit—
erklärung zur Nachentrichtung von Beiträgen (5 1442 Abs° 1

EVO a„Eo bzw„ 5 1420 Abs° 1 EVO noFo) vorgesehen hat, obwohl-

ein derartiger Gedanke hier nicht fern gelegen hätte„

Die Tatsache schließlicha daß schon seit dem 140 März 1956

das noch mit der vorliegenden Revision anhängige Verfahren

über den Rentenanspruch der Klägerin schwebte, vermag an

diesem Ergebnis nichts zu änderno @ 1420 Abs° 2 RVO‚ der
mangels irgendwelcher Übergangsvorschriften auf im Januar

1957 gezahlte Beiträge anzuwenden ist‚ bestimmt nur, daß

in derartigen Fällen Beiträge auch nach Ablauf der in

@ 1418 Abs° 1 (@ 1418 Abs° 2, 55 1303 und 1304 EVO kommen

hier offensichtlich nicht in Frage) bestimmten Frist noch
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wirksam entrichtet werden können° Hier sind die Beiträge je—

doch ohnehin innerhalb der Frist jenes @ 1418 Abso l EVO wirk—

sam entrichtet werden? sie werden daher nach den Vorschriften

des neuen Rechts als Beiträge auch voll angerechnet‚ so daß

eine Anwendung des 5 1420 Abs° 2 EVO nicht in Frage kommt°

Ein Versuch9 etwa trotz fehlender Übergangsregelung @1444
AbSo 2 EVO aoF° für entsprechend anwendbar zu erklären und

dann weiter unter Berücksichtigung des Sinnes von 5 1444 Ab802
in Verbindung mit 5 1443 EVO 3130 die Entrichtung von Beiträ—

gen während eines Streitverfahrens‚ das sich über den loJanuar

1957 hinaus erstreckt9 stets als rechtzeitig — done vor diesem

Stichtag — entrichtet zu behandeln, geht über die richterliche

Auslegungsbefugnis weit hinaus und ist deshalb abzulehneno

Der Gesetzgeber war sich auch durchaus dessen bewußt9 daß durch

die bei rückwirkend auf den 10 Januar 1957 bezogenem Inkraft—
treten für die Zeit bis zur Verkündung scheinbare Weitergeltung

der alten gesetzlichen Vorschriften Schwierigkeiten auftreten

mußten° Er hat deshalb im Art° 3 $ 8 ArVNG die Bestimmungen des
alter Rechts9 nach denen die Pflichtversicherungen dem Grunde

und der Höhe nach bis zur Verkündung des neuen Gesetzes tat—

sächlich durchgeführt worden waren? bewußt noch bis zum lo März

1957 gelten lassen„ um die sonst rückwirkend auftretenden

Schwierigkeiten zu vermeiden„ Aus dieser Übergangsbestimmung

ergibt sich‚ daß der Gesetzgeber sehr wohl die durch die ver—
spätete Verkündung entstehenden $chwierigkeiten im Auge gehabt

hat; dies ist auch daraus zu ersehen9 daß der maßgebende Bee

richt des Bundestagsausschusses überhaupt erst am 100 Januar

1957 erstattet wurde„ Es kann unter diesen Umständen keines—

falls angenommen werden‚ daß die Folgen der Nichtberücksichti—'

gung des rückwirkenden Inkrafttretens in Fällen wie dem vor—
liegenden vom Gesetzgeber etwa nicht beabsichtigt seien; es
liegt daher auch keine irgendwie durch die Rechtsprechung aus—
füllbare Lücke in der gesetzlichen Regelung vor°
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VI

Ist hiernach die fragliche Bestimmung des 5 42 aoa„O„ dahin

zu verstehen? daß erst nach dem 10 Januar 1957 gezahlte Bei—

träge für die Anwartschaftserhaltung bis zu jenem Tage nicht

angerechnet werden sollen‚ so fragt sich schließlich noch9 ob

etWa irgendwelche Vorschriften des GG durch diese Bestimmung

als verletzt angesehen werden können° In dem Übergang von_der

Mindestrente zur Beitragsrente, der im Grunde die Schlechter—

stellung der Klägerin allein herbeigeführt hat, liegt jedoch

keine Grundgesetzverletzungy da eine degggt;gg Neuregelung

weder einen Verstoß gegen Arto 14 noch einen solchen gegen

Art° 20 GG enthält° @ 42 agaooo stellt sich danach als eine

Vorschrift dar‚ die den Kreis der an sich nur noch dem
neuen

Recht unterworfenen Versicherten9 die ihre Anwart3chaftsver—

hältnisse bis zum Auslaufen des alten Rechts stets in Ordnung
gehalten hatten? vor den übrigen Versicherten begünstigte; es
fehlt somit für letztere Versicherte an jedem Eingriff in ihre

Sphäre durch 5 42 aoaooa9 so daß durch diese Bestimmung Art„ 14
GG nicht verletzt sein kann()

Schließlich verstößt @42 a„a30„ auch nicht dadurch gegen den
Gleichheitasatz des Art„ 3 GG‚ daß er die in Frage kommenden

Versicherten unterschiedlich behandelt° Abgesehen davon‚ daß

jene Versicherten sich untereinander bereits dadurch unter;

scheiden, daß die einen ihre Anwartschaft im Zeitpunkt des

Inkrafttretens des Gesetzes aufrecht erhalten hatten, während

die anderen — auf eigenes Risiko — die Anwartschaft in jenem

Zeitpunkt verloren hatten und höchstens rückwirkend wieder auf—

leben lassen wollten‚ kann die Wahl des 10 Januar 1957 als des
Tages? an dem die gesamte Neuregelung mit wenigen Ausnahmen in

Kraft trat‚ als maßgeblich auch für 5 42 aoaoo° nicht als eine

aus reiner Willkür erfolgte, dem Gerechtigkeitsgedanken_uner—

trägliche Regelung angesehen werden, sondern wird von durchaus

berechtigten Zweckmäßigkeits— und Vereinfachungserwägungen ge—
trageno
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VII

Hiernach kommt es für die Entscheidung des Rechtsstreits darauf

an„ "ob die in der Quittungskarte Nr° 10 entrichteten 44 Bei—
tragsmarken vor dem10 Januar 1957 entrichtet sind° Eine eigene
Feststellung9 wenn diese Beiträge im sozialversicherungsrecht—

lichen Sinne entrichtet worden sind? hat das LSG-'° nicht getrof—

feno Es begnügt sich damit? in seinen Tatbestand festzustellen9

die Klägerin habe "nach ihren Angaben" diese Beiträge im Januar

1957 entrichtet? wobei es andererseits ausdrücklich hervorhebt,

daß die fraglichen Marken den Jahresaufdruck "56" trügeno Da

nicht angenommen werden kann? daß das LSG; die Auffassung der

Klägerin über den Zeitpunkt ihrer Beitragsentriohtung als rgght;
ligh_zutreifende Beurteilung bewertet hat — es erscheint zoB°
sehr wohl möglich? daß die Klägerin als wesentlich auf den Zeit—

punkt der Kartenaufrechnung abstellen wollte? zumal der Aufdruck

"56“ Zeigt‚ daß die Marken schon 1956 von ihr erworben waren und
die Karte Nro 10 bereits im Juli 1956 ausgestellt worden ist —‚
muß davon ausgegangen werden? daß das LSGO selbst eine Feststel—

lung über den Zeitpunkt der tatsächlichen Entrichtung der Beiträge

nicht treffen wollte und nach seiner Rechtsauffassung auch nicht

zu treffen brauchte° Unter diesen Umständen ist eine Nachholung
dieser fehlenden Feststellung des LSGD und damit eine Aufhebung

und Zurückverweisung der Sache an das LSG° erforderlich°
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